
Anlaß für eine umfassende Auswertung: Gegen den 
Melker der LPG mußte ein Ermittlungsverfahren ein­
geleitet werden, weil er der Genossenschaft „eins aus­
wischen“ wollte und deshalb das ihm anvertraute Vieh 
bewußt schlecht versorgte, indem er es unregelmäßig 
fütterte, schlecht melkte und die Rinder ungenügend 
pflegte. Die verantwortlichen Genossen berieten, um 
sofort eine Veränderung im Stall des Täters, aber zu­
gleich in anderen Ställen herbeizuführen. Deshalb 
wurde in der Kreisausgabe der „Leipziger Volks­
zeitung“ ein offener Brief veröffentlicht, in dem die 
Schlußfolgerungen für die Viehpfleger und -fütterer 
aus dem Geschehen in St. gezogen worden waren. Es 
wurde u. a. dargelegt, daß durch Mängel in der Lei­
tung der Genossenschaft die Handlungsweise des Mel­
kers begünstigt worden ist. Der LPG-Vorsitzende hatte 
den Melker ohne Wissen der Mitglieder „eingestellt“* 
ohne sich zu erkundigen, weshalb der Melker bereits 
andere Ställe häufig verlassen hatte.
Spürbar änderte sich danach der Zustand in der LPG, 
besonders als die Genossenschaft einem ihrer Besten die 
Arbeiten im Stall übertrug.
Diese bereits im Ermittlungsverfahren begonnenen 
Auseinandersetzungen werden dem Gericht bei der 
Entscheidung helfen, die objektive Wahrheit festzu­
stellen.
Darüber hinaus wurde dieses Beispiel auch in den Voll­
versammlungen der anderen Genossenschaften des 
Kreises zur Vorbereitung des VI. Deutschen Bauern- 
kongresses ausgewertet. Die Genossenschaftsbauern 
sprachen über die oben geschilderten Mängel, und es 
zeigte sich, daß die Feststellungen in der LPG St. keinen 
Einzelfall darstellten. Oftmals legten die Diskussions­
redner dar, wie verantwortungslos mit dem Vieh um­
gegangen wird, unwissenschaftliche Fütterungsmetho­
den angewandt werden usw. Auf diese Weise bekommt 
der Einzelfall besondere Bedeutung, weil vom Ermitt­
lungsverfahren bis nach der Hauptverhandlung auf 
einen großen Perso'nenkreis erzieherisch mit dem Ziel 
eingewirkt wird, die Produktionsergebnisse zu ver­
bessern.
Ein anderes Beispiel mag das noch verdeutlichen. Einige 
Monate vor dem Fall in St. .ereignete sich in der LPG 
in N. folgendes: Ein Melker mißhandelte eine Kuh mit 
der Mistgabel derart, daß sie wegen der sehr erheb­
lichen Verletzungen notgeschlachtet werden mußte. Der 
Täter wurde wegen eines Wirtschaftsverbrechens in 
Tateinheit mit Tierquälerei verurteilt. Die Entscheidung 
des Gerichts geht von dem Beschluß des Kreistages 
Torgau vom 15. Juli 1960 (Nr. 16 — S/60) über Maßnahmen 
zur kontinuierlichen Erfüllung der Marktproduktion, der 
schnellen Beseitigung aller Rüdestände in der Erfüllung 
der Pläne aus. An erster Stelle des Beschlusses und 
des gerichtlichen Urteils wurden der Kampf um die 
höchsten Aufzuchtergebnisse und die Senkung der 
Tierverluste angeführt. Der Kreistag stellte fest, daß 
es „eine Anzahl LPGs und Gemeinden im Kreis gibt, 
die eine unverantwortliche Sorglosigkeit und mangelnde 
Klassenwachsamkeit an den Tag legen. Dabei wird noch 
nicht in genügendem Maße erkannt, daß feindliche 
Elemente bestrebt sind, die Versorgung der Bevölke­
rung zu stören, um dadurch Unruhe in die Bevölkerung 
hineinzutragen“. Im Urteil folgen dann weitere Aus­
führungen zur Entwicklung der LPG in N., insbe­
sondere auf dem Gebiet der Tierzucht.
Die Sicherheitsorgane haben den Vorfall zum Anlaß 
genommen, in allen LPGs des Kreises, insbesondere 
unter den Viehpflegern, mobilisierend zu wirken. Der 
Richter, der Staatsanwalt, der stellvertretende Ab­
teilungsleiter für Landwirtschaft beim Rat des Kreises 
und ein Mitarbeiter der Presse haben auf Empfehlung 
der Partei nach Rechtskraft der Entscheidung ein Flug­
blatt ausgearbeitet, das sich an alle Viehpfleger des 
Kreises wandte. In diesem wurden alle Viehpfleger auf­

gerufen, mitzuhelfen, solche Verbrechen zu verhindern, 
unduldsam gegenüber den Schwächen in den LPGs zu 
sein und die Verletzungen unserer sozialistischen Ge­
setzlichkeit aufzudecken. Es war festzustellen, daß die 
Genossenschaftsbauern lebhaft über die in dem Auf­
ruf geschilderte Handlung des Melkers sprachen und 
sich von einer solchen Tat distanzierten.
Wie die Tätigkeit des Kreisgerichts in die Arbeit des 
Rates des Kreises einfließt, wie die Organe der Staats­
macht und der Justiz einheitlich die Aufgaben im Kreis 
lösen, folgt weiterhin daraus, daß der Kreiszootechni-. 
ker während eines Erfahrungsaustausches mit den 
Rinderpflegern des Kreises, als er über die Ursachen 
der Milchrückstände sprach, die Ergebnisse des Straf­
verfahrens auswertete. Die Tätigkeit des Kreisgerichts 
trat aus der Enge der Nur-Fall-Entscheidung heraus 
und ist auf die Lösung der. Aufgaben des Kreisplanes 
gerichtet.
In der Programmatischen Erklärung des Staatsrates 
vor der Volkskammer am 4. Oktober 1960 wies Waller 
Ulbricht darauf hin, daß die staatliche Leitung der 
Landwirtschaft nicht bei der Erfassung landwirtschaft­
licher Produkte beginnt, sondern in erster Linie auf 
die planmäßige Organisierung der sozialistischen Pro­
duktion gerichtet sein muß. Diesem Ziel diente auch 
die Entscheidung des Kreisgerichts Torgau.
Die Wechselbeziehungen und das einheitliche Zusam­
menwirken zwischen den örtlichen Organen der Staats­
macht und den Justizorganen zeigen sich auch darin, 
daß der Kreistagsbeschluß vom 15. Juli 1960, auf den 
sich das Kreisgericht in seiner Entscheidung gegen den 
Melker aus N. bezog, unter der aktiven Mitarbeit der 
Justizorgane des Kreises entstanden war, daß bei der 
Beschlußfassung die Erkenntnisse der Justizorgane mit 
berücksichtigt worden waren. Diesen Beschluß des 
Kreistages legte das Kreisgericht einer späteren Ent­
scheidung zur Sicherung der Marktproduktion wieder­
um zugrunde. Es handelte sich um ein Wirtschafts­
strafverfahren gegen den ehemaligen Leiter und den 
Sachbearbeiter für Geflügel im VEB (K) Schlachthof 
Torgau. Durch ihre mangelhafte Leitungstätigkeit ver­
darben größere Mengen Fleisch und entstand ein er­
heblicher finanzieller Schaden.
Ebenso wie in Strafsachen ist das Kreisgericht Torgau 
bemüht, auch in Zivilsachen den neuen Arbeitsstil 
durchzusetzen. Als die MTS Z. sehr viele Zahlungs­
befehle einreichte, in denen rückständige, teilweise 
schon verjährte Forderungen gegen ehemalige Einzel­
bauern geltend gemacht wurden, führten das Kreis­
gericht und der Staatsanwalt mit den Vertretern der 
MTS eine Aussprache darüber herbei. An der Aus­
sprache nahmen auch Vertreter der BGL, des Schöffen­
kollektivs und ein Rechtsanwalt teil. Hierbei wurde 
festgestellt, daß weitere Forderungen, die bereits ver­
jährt waren, offenstanden und eine sehr hohe Summe 
bereits ausgebucht worden war. In der Aussprache 
wurden die Unklarheiten bei der MTS hinsichtlich der 
Verjährung beseitigt. Der Staatsanwalt hat die Finanz­
revision im Rahmen seiner Aufsichtstätigkeit einge- 

• schaltet, welche die Ursachen der Ausbuchungen prüfen 
wird.

Die Verallgemeinerung der Erfahrungen 
im Bezirk Leipzig
Um die in Torgau entwickelten Anfänge einer neuen 
Qualität der Rechtsprechung auf alle anderen Kreise 
des Bezirks Leipzig auszudehnen, hat die .Justizver­
waltungsstelle die guten Erfahrungen dieses Kreis­
gerichts gründlich ausgewertet. Das geschah insbeson­
dere auf den regelmäßig durchgeführten Stützpunkt­
besprechungen mit den Richtern und Direktoren der 
Kreisgerichte sowie bei den Beratungen mit den 
Direktoren.
Eine weitere Methode zur Verallgemeinerung der Er­
fahrungen ist der Leistungsvergleich zwischen jeweils
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